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28.6.2017 A8-0234/26 

Änderungsantrag 26 

Mario Borghezio, Edouard Ferrand, Marcel de Graaff 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 8 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

8. fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit dem 

Verhandlungsrahmen die 

Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 

unverzüglich offiziell auszusetzen, wenn 

das Paket zur Verfassung unverändert 

umgesetzt wird; betont unter 

Berücksichtigung der Bemerkungen der 

Venedig-Kommission über die 

Verfassungsreform, dass die 

vorgeschlagenen Verfassungsänderungen 

nicht den Grundsätzen der 

Gewaltenteilung entsprechen, keine 

ausreichende gegenseitige Kontrolle 

vorsehen und nicht mit den 

Kopenhagener Kriterien im Einklang 

stehen; fordert die Kommission, die 

Mitgliedstaaten und die Türkei auf, eine 

offene und ehrliche Diskussion über die 

Bereiche von beiderseitigem Interesse 

abzuhalten, in denen eine intensivere 

Zusammenarbeit möglich wäre; betont, 

dass jegliche politischen Beziehungen 

zwischen der EU und der Türkei auf 

Auflagen bezüglich der Achtung der 

Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und 

der Grundrechte basieren sollten; 

8. fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, die 

Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 

endgültig einzustellen; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/27 

Änderungsantrag 27 

Mario Borghezio, Edouard Ferrand, Marcel de Graaff 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 25 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

25. fordert die Kommission auf, die 

aktuellen Entwicklungen in der Türkei bei 

der Halbzeitüberprüfung der Mittel des 

Instruments für Heranführungshilfe 2017 

zu berücksichtigen und die Mittel für 

Heranführungshilfe auszusetzen, wenn die 

Beitrittsverhandlungen ausgesetzt werden 

sollten; fordert die Kommission auf, diese 

Mittel – wenn der beschriebene Fall 

eintreten sollte – zu nutzen, um die 

türkische Zivilgesellschaft und 

Flüchtlinge in der Türkei unmittelbar zu 

unterstützen und mehr in 

Austauschprogramme zwischen 

Menschen, etwa Erasmus+ für Studenten, 

Wissenschaftler und Journalisten, zu 

investieren; 

25.  fordert die Kommission auf, die 

aktuellen Entwicklungen in der Türkei bei 

der Halbzeitüberprüfung der Mittel des 

Instruments für Heranführungshilfe 2017 

zu berücksichtigen und die 

Heranführungshilfe endgültig vollständig 

einzustellen; 

 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/28 

Änderungsantrag 28 

Mario Borghezio, Edouard Ferrand, Marcel de Graaff 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 8 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

28. verurteilt entschieden die 

Erklärungen von Präsident Erdoğan, in 

denen einigen Staats- und Regierungschefs 

der EU „Nazi-Methoden“ vorgeworfen 

wurden sowie ihre Bürger als „Nazis“ 

bezeichnet wurden; weist darauf hin, dass 

die Glaubwürdigkeit der Türkei als 

politischer Partner durch die Fortsetzung 

solcher ungerechtfertigten Erklärungen 

untergraben wird und dass der Export ihrer 

internen Konflikte eine ernsthafte 

Bedrohung für die friedliche Koexistenz 

innerhalb der Gesellschaft in EU-

Mitgliedstaaten mit einer bedeutenden 

türkischstämmigen Gemeinschaft darstellt; 

betont, dass die türkische Regierung von 

systematischen Bemühungen Abstand 

nehmen muss, die türkische Diaspora in 

den Mitgliedstaaten für ihre eigenen 

Zwecke zu mobilisieren; nimmt mit 

Besorgnis die Berichte zur Kenntnis, denen 

zufolge auf in den Mitgliedstaaten lebende 

Mitglieder der türkischen Diaspora Druck 

ausgeübt wird, und verurteilt die 

Überwachung von im Ausland lebenden 

Bürgern mit doppelter Staatsangehörigkeit 

durch die türkischen Behörden; ist 

beunruhigt darüber, dass eine große Anzahl 

von Pässen für ungültig erklärt wurde, 

sodass Menschen unter Verletzung des 

VN-Übereinkommens von 1954 über die 

28. verurteilt entschieden die 

Erklärungen von Präsident Erdoğan, in 

denen einigen Staats- und Regierungschefs 

der EU „Nazi-Methoden“ vorgeworfen 

wurden sowie ihre Bürger als „Nazis“ 

bezeichnet wurden; weist warnend darauf 

hin, dass die Türkei die Souveränität und 

territoriale Unversehrtheit der 

Mitgliedstaaten achten sollte; weist darauf 

hin, dass der Export ihrer internen 

Konflikte eine ernsthafte Bedrohung für 

die friedliche Koexistenz innerhalb der 

Gesellschaft in EU-Mitgliedstaaten mit 

einer bedeutenden türkischstämmigen 

Gemeinschaft darstellt; betont, dass die 

türkische Regierung von systematischen 

Bemühungen Abstand nehmen muss, die 

türkische Diaspora in den Mitgliedstaaten 

für ihre eigenen Zwecke zu mobilisieren; 

nimmt mit Besorgnis die Berichte zur 

Kenntnis, denen zufolge auf in den 

Mitgliedstaaten lebende Mitglieder der 

türkischen Diaspora Druck ausgeübt wird, 

und verurteilt die Überwachung von im 

Ausland lebenden Bürgern mit doppelter 

Staatsangehörigkeit durch die türkischen 

Behörden; ist beunruhigt darüber, dass eine 

große Anzahl von Pässen für ungültig 

erklärt wurde, sodass Menschen unter 

Verletzung des VN-Übereinkommens von 

1954 über die Rechtsstellung der 
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Rechtsstellung der Staatenlosen und des 

VN-Übereinkommens von 1961 zur 

Verminderung der Staatenlosigkeit 

staatenlos geworden sind, und dass 

türkische Konsulate Berichten zufolge 

einigen ihrer Bürger Leistungen verwehrt 

haben; 

Staatenlosen und des VN-

Übereinkommens von 1961 zur 

Verminderung der Staatenlosigkeit 

staatenlos geworden sind, und dass 

türkische Konsulate Berichten zufolge 

einigen ihrer Bürger Leistungen verwehrt 

haben; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/29 

Änderungsantrag 29 

Mario Borghezio, Edouard Ferrand, Marcel de Graaff 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 30 a (neu) 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 30a. fordert die türkische Regierung 

nachdrücklich auf, den Völkermord an 

den Armeniern anzuerkennen; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/30 

Änderungsantrag 30 

Mario Borghezio, Edouard Ferrand, Marcel de Graaff 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 31 a (neu) 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 31a. verurteilt die Bemühungen, die 

Hagia Sophia in eine Moschee 

umzuwandeln, insbesondere indem im 

Oktober 2016 ein ständiger Imam ernannt 

wurde und am 21. Juni 2017 ein im 

Fernsehen übertragenes muslimisches 

Gebet stattfand, an dem 

Regierungsbeamte teilnahmen; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/31 

Änderungsantrag 31 

Mario Borghezio, Edouard Ferrand, Marcel de Graaff 

im Namen der ENF-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 31 b (neu) 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 31b. fordert die Regierung der Türkei 

nachdrücklich auf, von der 

Beschlagnahme christlichen Eigentums 

abzusehen, zu der es in letzter Zeit im Fall 

von sechzig Kirchen, Friedhöfen und 

weiterem Eigentum im Südosten des 

Landes gekommen ist; fordert die 

Regierung auf, dieses Eigentum an die 

rechtmäßigen Eigentümer 

zurückzugeben; 

Or. en 

 

 


